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Amtsblatt
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28. Februar 202352. Jahrgang Nr. 04

Bekanntmachung des Landkreises Uelzen

Bekanntmachung gemäß § 21a der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 

(9. BImSchV); 
Öffentliche Bekanntmachung und Veröffentlichung des 

Genehmigungsbescheids

Aufgrund des § 4 Abs.1 in Verbindung mit § 16 Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) und der Ziffer 1.6.2 des Anhangs zur 
4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (4.BImSchV) in der jeweils aktuellen Fassung wurde der 
Windpark Nateln GmbH & Co.KG, Sell-Speicher Wall 55, 24103 
Kiel, auf Antrag vom 23.12.2021 mit Genehmigungsbescheid vom 
21.12.2022, nach Maßgabe der eingereichten Unterlagen, unbe-
schadet der Rechte Dritter, die Genehmigung zur Wesentlichen 
Änderung der i.S. der 4. BImSchV gemeinsam betriebenen Anlage 
Windpark Nateln (Windfarm) durch Errichtung und Betrieb einer 
neuen Windkraftanlage des Typs Vensys 170-5,6 MW (Nabenhöhe 
165,00 - 1,42 m, Rotordurchmesser 170,0  m, Nennleistung 5.600 
kW) [WKA 03.1] einschließlich zugehöriger Wege- und Kranauf-
stellflächen bei geplantem Rückbau der bisherigen WKA 3 erteilt. 

Anlagenstandort ist das Flurstück 52/2 der Flur 1 der Gemarkung 
Nateln.
Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der Neunten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(9. BImSchV) wird hiermit der unter o.g. Aktenzeichen ergangene 
Änderungs-Genehmigungsbescheid öffentlich bekannt gemacht. 
Der verfügende Teil des Bescheides lautet: 
I.Genehmigung
Aufgrund des § 4 Abs.1 in Verbindung mit § 16 Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792), und der Zif-
fer 1.6.2 des Anhangs zur 4. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4.BImSchV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), geän-
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I 
S. 1799), erteile ich der Windpark Nateln GmbH & Co.KG, Sell-Spei-
cher Wall 55, 24103 Kiel, auf den Antrag vom 30.11.2021, nach 
Maßgabe der eingereichten Unterlagen, unbeschadet der Rechte 
Dritter, die Genehmigung zur Wesentlichen Änderung der i.S. der 
4. BImSchV gemeinsam betriebenen Anlage Windpark Nateln 
(Windfarm) durch Errichtung und Betrieb einer neuen Windkraft-
anlage des Typs Vensys 170-5,6 MW (Nabenhöhe 165,00 - 1,42 
m, Rotordurchmesser 170,0  m, Nennleistung 5.600 kW) [WKA 
03.1] einschließlich zugehöriger Wege- und Kranaufstellflächen 
unter Berücksichtigung des Vorbescheids Az. I20210018 vom 
29.11.2021 zu einer gemeinsamen Anlage (Windfarm) mit insge-
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samt zunächst 16 (Betriebsphase 1) und spätestens drei Jahre 
nach Aufnahme des geänderten Betriebes 15 WKA (Betriebspha-
se 2) bestehend aus zunächst 7 REpower MD 77 (WKA 01-03 und 
05-08,Az. 20020889), 2 e.n.o 100-2.2 (WKA 09-10,Az. I20130018), 
3 Nordex N117 (WKA 11-13,Az. I20160012), 3 Vensys 136-3.5 MW 
(WKA 14, 15 und 04.1 ,Az. I20200012 i.V.m. I20180008, I20190010 
und I20200029) und 1 Vensys 170-5,6 MW (Betriebsphase 1) und 
in Betriebsphase 2 nach vollständiger Beseitigung der bisherigen 
WEA 03  mit dann 6 REpower MD 77 (WKA 01-02 und 05-08,Az. 
20020889), 2 e.n.o 100-2.2 (WKA 09-10,Az. I20130018), 3 Nordex 
N117 (WKA 11-13,Az. I20160012), 3 Vensys 136-3.5 MW (WKA 
14, 15 und 04.1 ,Az. I20200012 i.V.m. I20180008, I20190010 und 
I20200029) und 1 Vensys 170-5,6 MW (WKA 03.1, Az. I20210030).
Die mit diesem Genehmigungsbescheid neu genehmigte WKA 
03.1 hat folgende Parameter: 

WEA Flur Flur-
stück

Ge-
mar-
kung

Höhe 
ü. NN

Höhe ü. 
Grund

Koordination 
(WGS 84)

03.1 
(ersetzt 
WEA 3)

1 52/2 Nateln 309,0m 248,58m 52°57’51,33‘‘N 
10°44’31,13‘‘E  

Damit verbleibt die Gesamtzahl der als Windpark „Nateln“ geneh-
migten Windenergieanlagen bei Erreichen der Betriebsphase 2 bei 
15. Mit dieser Genehmigung wird der unter dem Az. I20210018 am 
29.11.2021 erteilte Vorbescheid nach § 9 BImSchG umgesetzt. 
Diesem Bescheid liegen die unter Abschnitt II. aufgeführten Unter-
lagen zugrunde.Die Genehmigung ist an die Nebenbestimmungen 
des Abschnittes III. dieses Bescheides gebunden. Die durch das 
Verfahren entstandenen Kosten (Gebühren und Auslagen) werden 
der Antragstellerin auferlegt. Die Kostenfestsetzung erfolgt durch 
gesonderten Bescheid.
Für den Anlagenstandort (Vorranggebiet 50 – Nateln) wurde 
u.a. bereits mit Datum vom 08.02.2005 unter dem Aktenzeichen 
20020889 eine Genehmigung zur Errichtung von 8 Windkraftanla-
gen erteilt. Seinerzeit wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt. Hat ein Vorhaben bereits früher eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchlaufen, richtet sich die UVP-Pflicht späterer 
Änderungen oder Ergänzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG. Da-
nach besteht die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung auch für die Änderung oder Erweiterung eines 
Vorhabens, für das als solches bereits eine UVP durchgeführt wor-
den ist, wenn die allgemeine Vorprüfung ergibt, dass die Änderung 
zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. Die auf Grundlage 
der Antragsunterlagen und der darin enthaltenen Untersuchung 
zur UVP-Pflicht des Vorhabens WEA 03.1 Windpark Nateln GmbH 
& Co. KG vom 26.11.2021 durchgeführte allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalles ergab unter Berücksichtigung der Stellungnahmen 
der Fachbehörden, dass das geplante Vorhaben keiner Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) unterzogen werden muss, da aufgrund 
der Merkmale, des Standortes und der potenziellen Aus-wirkungen 
des Vorhabens mit zusätzlichen oder anderen erheblichen Auswir-
kungen auf die Umwelt nicht zu rechnen ist.  

Der Genehmigungsbescheid vom 21.12.2022 enthält Nebenbe-
stimmungen, um die Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen 
des § 6 BImSchG sicherzustellen. Die Nebenbestimmungen ent-
halten u.a. Regelungen zum Schutz der Nachbarschaft vor Emissi-
onen durch Lärm, Schattenwurf und zur Gefahrenabwehr. Weiter-
hin werden durch Nebenbestimmungen Regelungen zum Schutz 
von Boden und Grundwasser, zum Arten- und Naturschutz, zu 
Kennzeichnungspflichten für den Luftverkehr sowie zum Brand-
schutz und zum Arbeitsschutz getroffen. 
Unter Bezugnahme auf § 3 des Gesetzes zur Sicherstellung ord-
nungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während 
der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – Plan-
SiG) kann der vollständige Genehmigungsbescheid auf dem In-
ternetauftritt www.landkreis-uelzen.de unter Home > Landkreis 

Uelzen, Politik, Verwaltung, Wirtschaft > Verwaltung > Bekanntma-
chungen sowie im UVP-Portal des Landes Niedersachsen (www.
uvp.niedersachsen.de) eingesehen werden. 
Entsprechend § 3 Abs. 2 PlanSiG ist als zusätzliches Informati-
onsangebot eine persönliche Einsichtnahme in eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheids samt Begründung im Zeitraum vom 
06.03.2022 bis einschließlich 20.03.2022 beim
Landkreis Uelzen, Amt für Bauordnung und Kreisplanung, Alb-
recht-Thaer-Straße 101, 29525 Uelzen

Montag, Dienstag und Donnerstag 08.00–16.00 Uhr
Mittwoch und Freitag 08.00–12.00 Uhr

nach vorheriger telefonische Terminvereinbarung unter 0581-
82247 oder 0581-82244 möglich. 
Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung können wei-
terhin bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist schriftlich oder elek-
tronisch beim Landkreis Uelzen, Amt für Bauordnung und Kreis-
planung, Albrecht-Thaer-Straße 101, 29525 Uelzen angefordert 
werden (§ 10 Abs. 8 Satz 6 BImSchG).
Es wird gemäß § 10 Abs. 8 Satz 5 BImSchG darauf hingewiesen, 
dass der Bescheid mit dem Ende der Auslegungsfrist auch gegen-
über Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als zugestellt 
gilt.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen den Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch 
beim Landkreis Uelzen, Albrecht-Thaer-Straße 101, 29525 Uelzen, 
erhoben werden.

Uelzen, 17.02.2023

LANDKREIS UELZEN
Der Landrat

Öffentliche Bekanntmachung 
Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung gem. § 5 Abs. 2 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung1

Die Firma Getproject GmbH und Co. KG, Sell-Speicher Wall 55, 
24103 Kiel, hat beim Umweltamt des Landkreises Uelzen gem. §§ 
67, 68 und 70 des Wasserhaushaltsgesetzes2 i.V. m. § 109 Abs. 
1 des Nds. Wassergesetzes3 die wasserrechtliche Plangenehmi-
gung für die Teilverrohrung des Grabens auf den Flurstücken 85/2 
und 85/1, Flur 1, Gemarkung Nateln beantragt.
Für das Vorhaben ist nach § 7 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Nr. 13.18.1 der 
Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) durch eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls zu ermit-
teln, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.
Die Vorprüfung hat ergeben, dass für das geplante Vorhaben keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. Durch das Vorha-
ben werden keine besonders geschützten Gebiete beeinträchtigt. 
Mögliche störende Merkmale des Vorhabens sind ebenfalls nicht
festgestellt worden.
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.
Az. 66 III – 316

Uelzen, 09.02.2023

i.V. Linke
LANDKREIS UELZEN
Der Landrat

1 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. 
Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6).
2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 5).
3 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) vom 19. Februar 2010 (Nds. 
GVBl. S. 64 - VORIS 28200), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 578).
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Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

Satzung für die Freiwillige Feuerwehr  
in der Samtgemeinde Aue 

Aufgrund des § 10 NKomVG i. V.m. den §§ 1 und 2 des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG} in der zur 
Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Aue am 
14.12.2022 die folgende Satzung der Freiwilligen Feuerwehr der 
Samtgemeinde Aue beschlossen: 

§1 
Organisation und Aufgaben 

Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Samtgemein-
de Aue. Sie besteht aus den zur Sicherstellung des örtlichen und 
überörtlichen Brandschutzes und der Hilfeleistung in den Orts-
teilen Bodenteich, Bollensen, Drohe, Emern, Kahlstorf, Kattien, 
Langenbrügge, Lehmke, Lüder, Nettelkamp, Niendorf II, Nien-
wohlde-Kallenbrock, Ostedt, Reinstorf, Stadensen, Schafwedel, 
Stederdorf, Wieren und Wrestedt, unterhaltenen Ortsfeuerwehren. 
Die Ortsfeuerwehren Bodenteich, Kattien, Stadensen, Wieren und 
Stederdorf / Wrestedt sind als Stützpunktfeuerwehr (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3 der Verordnung über die kommunalen Feuerwehren - Feu-
erwehrverordnung - FwVO vom 30.04.2010 [(Nds. GVBI. S. 185, 
284]), zuletzt geändert durch Verordnung vom 17.05.2011 [Nds.
GVBI. S. 125]) und die Ortsfeuerwehren Bollensen, Drohe, Emern, 
Kahlstorf, Langenbrügge, Lehmke, Lüder, Nettelkamp, Niendorf 
II, Nienwohlde-Kallenbrock, Ostedt, Reinstorf und Schafwedel als 
Grundausstattungsfeuerwehren (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 FwVO) eingerich-
tet. Die Freiwillige Feuerwehr erfüllt die der Samtgemeinde nach 
dem NBrandSchG obliegenden Aufgaben. 

§2 
Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde Aue wird 
von der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeinde-
brandmeister geleitet(§ 20 Abs. 1 Satz 1 NBrandSchG). 
Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen 
Dienstangelegenheiten durch eine seiner stellvertretenden 
Gemeindebrandmeisterinnen oder einen seiner stellver-
tretenden Gemeindebrandmeister, für den Fall, dass aus-
schließlich eine stellvertretende Gemeindebrandmeisterin 
oder ein stellvertretender Gemeindebrandmeister ernannt 
ist, durch diese bzw. diesen. Sie sind im Dienst Vorgesetzte 
der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr. 

(2) Für den Fall, dass bei der Erfüllung der Aufgaben zwei 
stellvertretende Gemeindebrandmeisterinnen oder stellver-
tretende Gemeindebrandmeister ernannt sind, ist bei Ab-
wesenheit des Gemeindebrandmeisters und gleichzeitiger 
Anwesenheit beider Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
die dienstältere Stellvertreterin oder der dienstältere Stell-
vertreter Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter im 
Sinne des Abs. 1 Satz 3. 

(3) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Gemeinde er-
lassene „Dienstanweisung für den Gemeindebrandmeister 
der Freiwilligen Feuerwehr“ zu beachten.

§3 
Leitung der Ortsfeuerwehr

(1) Die Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin oder 
dem Ortsbrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 2 NBrand-
SchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in 
allen Dienstangelegenheiten durch die stellvertretende 
Ortsbrandmeisterin oder den stellvertretenden Ortsbrand-
meister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der 
Ortsfeuerwehr. 

(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Gemeinde er-
lassene „Dienstanweisung für Ortsbrandmeister der Freiwil-
ligen Feuerwehr“ zu beachten.

§4 
 Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten

(1) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister bestellt 
aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr 
nach deren Anhörung die für den örtlichen Bereich erforder-
lichen Zug- und Gruppenführer (Führer der taktischen Feuer-
wehreinheiten).

(2) Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im Dienst 
Vorgesetzte der Angehörigen ihrer jeweiligen taktischen Ein-
heit. 

(3) Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister können die Füh-
rungskräfte nach Maßgabe des§ 8 Abs. 7 der Verordnung 
über den Eintritt in den Dienst, die Gliederung nach Dienst-
graden und die Übertragung von Funktionen bei den Freiwil-
ligen Feuerwehren im Land Niedersachsen (FwVO) abberufen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn die Führungskräfte

 1. die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feuer-
wehr geschädigt haben, 

 2. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Ver-
halten erheblich gestört haben oder

 3. die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können.
Vor der Entscheidung über die Abberufung ist das jeweilige Orts-
kommando und die betroffene Führungskraft anzuhören. Den 
abberufenen Führungskräften wird der bisherige Dienstgrad be-
lassen. Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrand-
meister sind über die beabsichtigten Maßnahmen rechtzeitig 
schriftlich zu unterrichten.

§5 
 Gemeindekommando

(1) Das Gemeindekommando unterstützt die Gemeindebrand-
meisterin oder den Gemeindebrandmeister. Dabei obliegen 
dem Gemeindekommando insbesondere folgende Aufgaben:

 a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz 
der Freiwilligen Feuerwehr innerhalb der Samtgemeinde 
Aue und zur Leistung von Nachbarschaftshilfe,

 b) Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an Anlagen, Mit-
teln einschließlich Sonderlöschmitteln und Geräten und 
technischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung und 
die Durchführung von Hilfeleistungen,

 c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages 
der Samtgemeinde Aue für den Bereich Freiwillige Feuer-
wehr,

 d) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm - und 
Einsatzplänen und Plänen für die Löschwasserversorgung 
sowie deren laufende Ergänzung,

 e) Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs,
 f) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der 

Freiwilligen Feuerwehr sowie Beratung bei deren Entsen-
dung zu Lehrgängen,

 g) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übun-
gen, 

 h) Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvor-
schriften und sonstiger Sicherheitsbestimmungen,

 i) Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfspla-
nung,

 j) Mitwirkung bei der Erledigung von Aufgaben nach § 2 Abs. 
4 Nr. 3 NBrandSchG,

 k) Überwachung der Pflege und Wartung der Geräte und Aus-
rüstungsgegenstände,

 l) Aufstellung und Festlegung der Organisation der Kinder- 
und Jugendabteilung.

(2) Das Gemeindekommando besteht aus
 a) der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrand-

meister als Leiterin oder Leiter,
 b) der stellvertretenden Gemeindebrandmeisterin oder dem 

stellvertretenden Gemeindebrandmeister oder den stell-
vertretenden Gemeindebrandmeisterinnen oder den stell-
vertretenden Gemeindebrandmeistern, den Ortsbrand-
meisterinnen und den Ortsbrandmeistern sowie deren 
Stellvertreterinnen oder Stellvertretern als Beisitzerinnen 
oder Beisitzer kraft Amtes,
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 c) weiteren bestellten Beisitzerinnen oder Beisitzern als bera-
tende Mitglieder,

(3) Die Beisitzerinnen und Beisitzer nach Abs. 2 Satz 1 Buchsta-
be c werden auf Vorschlag der in Satz 1 Buchstabe a und b 
genannten Gemeindekommandomitglieder von der Gemein-
debrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister aus den 
Angehörigen der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
bestellt.

(4) Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmei-
ster kann weitere Mitglieder der Feuerwehr oder sachkundige 
Personen zu Sitzungen des Gemeindekommandos hinzuzie-
hen. Diese haben kein Stimmrecht.

(5) Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmei-
ster kann die Beisitzer nach Absatz 2 Satz 1 Buchst. c und 
die Trägerinnen oder Träger anderer Funktionen nach Absatz 
3 bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach Anhörung des 
Gemeindekommandos vorzeitig abberufen.

(6) Das Gemeindekommando wird von der Gemeindebrandmei-
sterin oder dem Gemeindebrandmeister bei Bedarf, minde-
stens jedoch zweimal im Jahr, mit zweiwöchiger Ladungsfrist 
unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist 
kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt werden. Das 
Gemeindekommando ist einzuberufen, wenn die Gemeinde 
oder mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Gemeinde-
kommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlan-
gen.

(7) Das Gemeindekommando ist beschlussfähig, wenn nach ord-
nungsgemäßer Ladung mehr als die Hälfte seiner stimmbe-
rechtigten Mitglieder anwesend ist.

(8) Beschlüsse des Gemeindekommandos werden mit der Mehr-
heit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst. 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abge-
stimmt. Abweichend davon wird, wenn ein Mitglied des Ge-
meindekommandos es verlangt, geheim abgestimmt.

(9) Über jede Sitzung des Gemeindekommandos ist eine Nieder-
schrift zu fertigen, die von der Gemeindebrandmeisterin oder 
dem Gemeindebrandmeister und einem weiteren Mitglied des 
Gemeindekommandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu 
unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 
Samtgemeinde Aue zuzuleiten.

§6 
Ortskommando

(1) Das Ortskommando unterstützt die Ortsbrandmeisterin oder 
den Ortsbrandmeister. Dem Ortskommando obliegen auf der 
Ortsebene die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a, b, d, e, f, g, h, i 
und k aufgeführten Aufgaben.

(2) Das Ortskommando entscheidet über die Aufnahme von Mit-
gliedern in die Feuerwehr,über die Auf-bzw. Übernahme eines 
Mitgliedes in eine andere Abteilung der Ortsfeuerwehr sowie 
über den Ausschluss eines Mitgliedes(§ 18). 

(3) Das Ortskommando besteht aus
 a) der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als 

Leiterin oder Leiter,
 b) den stellv. Ortsbrandmeisterinnen oder den stellv. Orts-

brandmeistern, den Führerinnen und Führern der taktischen 
Feuerwehreinheiten(§ 4) und dem Jugendfeuerwehrwart 
als Beisitzerinnen oder Beisitzer kraft Amtes,

 c) dem Schriftwart, dem Gerätewart und der oder dem Sicher-
heitsbeauftragten, sowie dem oder der AGT-Wart/in als 
bestellte Beisitzerinnen oder Beisitzer. Die Beisitzerinnen 
und Beisitzer gemäß Satz 1 Buchstabe c) werden von der 
Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister aus den 
aktiven Mitgliedern der Ortsfeuerwehr auf Vorschlag der 
Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren be-
stellt. § 5 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin oder 
dem Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch zwei-
mal im Jahr, mit zweiwöchiger Ladungsfrist unter Angabe 
der Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in drin-
genden Fällen angemessen verkürzt werden. Das Ortskom-
mando ist einzuberufen, wenn die Gemeindebrandmeisterin 
oder der Gemeindebrandmeister oder mehr als die Hälfte der 

stimmberechtigten Ortskommandomitglieder dies unter An-
gabe des Grundes verlangen. Die Gemeindebrandmeisterin 
oder der Gemeindebrandmeister können an allen Sitzungen 
des Ortskommandos mit beratender Stimme teilnehmen. Für 
Beschlüsse des Ortskommandos gilt§ 5 Abs.8 entsprechend.

(5) Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die von der Ortsbrandmeisterin oder dem Orts-
brandmeister und einem weiteren Mitglied des Ortskom-
mandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unterzeichnen ist. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Samtgemeinde 
Aue und der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeinde-
brandmeister zuzuleiten.

§7 
Mitgliederversammlung der Ortsfeuerwehren

(1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegen-
heiten der Ortsfeuerwehr, für die nicht die Gemeindebrand-
meisterin oder der Gemeindebrandmeister, die Ortsbrandmei-
sterin oder der Ortsbrandmeister, das Gemeindekommando 
oder das Ortskommando im Rahmen dieser Satzung oder an-
derer Vorschriften zuständig sind. Insbesondere obliegen ihr 

 a) die Entgegennahme des Jahresberichtes (Tätigkeitsbe-
richts),

 b) die Entgegennahme des Berichtes über die Dienstbeteili-
gung,

 c) der Vorschlag für die Berufung der Ortsbrandmeisterin 
oder des Ortsbrandmeisters (§ 9 Abs. 5), 

 d) der Vorschlag für die Berufung der stellv. Ortsbrandmeiste-
rin oder des stellv. Ortsbrandmeisters (§ 9 Abs. 5), 

 e) der Vorschlag der Beisitzerinnen und Beisitzer nach§ 6 
Abs. 3 Buchst. c und d. 

(2) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin 
oder dem Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch 
einmal im Jahr, einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn die 
Samtgemeinde Aue oder ein Drittel der aktiven Mitglieder der 
Ortsfeuerwehr dies unter Angabe des Grundes verlangen. Ort 
und Zeit der Mitgliederversammlung sind mindestens zwei 
Wochen vorher ortsüblich unter Mitteilung der Tagesordnung 
bekannt zu geben. An der Mitgliederversammlung soll jeder 
Angehörige der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr teilneh-
men. Angehörige anderer Abteilungen können teilnehmen.

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin 
oder dem Ortsbrandmeister geleitet; sie ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 
(Abs. 4) anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist inner-
halb von vier Wochen unter Einhaltung der Ladungsfrist eine 
neue Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung 
einzuberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. Auf die Be-
schlussfähigkeit der erneuten Mitgliederversammlung ist in 
der Einladung hinzuweisen.

(4) Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die 
nicht übertragen werden kann (stimmberechtigtes Mitglied). 
Angehörige anderer Abteilungen haben beratende Stimme.

(5) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden stimm-
berechtigten Mitglieder gefasst; Stimmengleichheit gilt als 
Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend davon 
wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es verlangt, eine 
schriftliche Abstimmung durchgeführt.

(6) Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von der Ortsbrandmeisterin oder dem Orts-
brandmeister und der Schriftwartin oder dem Schriftwart zu 
unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 
Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister 
sowie der Samtgemeinde Aue zuzuleiten.

§ 8 
Mitgliederversammlung der Gemeindefeuerwehr

(1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegen-
heiten der Gemeindefeuerwehr, für die nicht die Mitgliederver-
sammlung der Ortsfeuerwehr, die Gemeindebrandmeisterin 
oder der Gemeindebrandmeister, die Ortsbrandmeisterin oder 
der Ortsbrandmeister, das Gemeindekommando oder das 
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Ortskommando im Rahmen dieser Satzung oder anderer Vor-
schriften zuständig sind. Insbesondere obliegen ihr 

 a) die Entgegennahme des Jahresberichts der Gemeindefeu-
erwehr (Tätigkeitsberichts),

 b) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern.
(2) Die Mitgliederversammlung der Gemeindefeuerwehr wird von 

der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmei-
ster bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, einberu-
fen. Sie wird von der Gemeindebrandmeisterin oder dem Ge-
meindebrandmeister geleitet.

(3) Für die Zuständigkeiten und das Verfahren gilt § 7 Abs. 2 bis 
6 entsprechend.

§9 
Verfahren bei Vorschlägen

(1) Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren Beset-
zung durch die Mitgliederversammlung erfolgt, wird schrift-
lich abgestimmt. Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn 
niemand widerspricht, durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschla-
gen ist, wer die Mehrheit der Stimmen erhält.

(2) Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Ab-
stimmung statt, durch die das Mitglied vorgeschlagen ist, für 
das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, das von der jeweiligen 
Leiterin oder dem jeweiligen Leiter des Verfahrens zu ziehen 
ist. 

(3) Über den der Samtgemeinde Aue nach§ 20 Abs. 4 NBrand-
SchG abzugebenden Vorschlag der in das Ehrenbeamtenver-
hältnis zu berufenden Führungskräfte (Gemeindebrandmei-
sterin oder Gemeindebrandmeister, Ortsbrandmeisterin oder 
Ortsbrandmeister sowie deren Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter) wird schriftlich abgestimmt. Wird bei mehr als zwei 
Bewerberinnen oder Bewerbern im ersten Abstimmungsgang 
nicht die für den Vorschlag nach§ 20 Abs. 5 NBrandSchG 
erforderliche Mehrheit erreicht, so ist eine Stichabstimmung 
zwischen den beiden Bewerberinnen oder Bewerbern, auf die 
die meisten Stimmen entfallen sind, durchzuführen. Wird die 
erforderliche Mehrheit wiederum nicht erreicht, können am 
gleichen Tage erneute Abstimmungen durchgeführt werden.

(4) Die Versammlung der Ortsbrandmeisterinnen bzw. Ortsbrand-
meister macht für jedes von ihrer Beteiligung abhängige und 
zu besetzende Amt (Gemeindebrandmeisterin oder Gemein-
debrandmeister und Stellv. Gemeindebrandmeisterinnen 
oder Stellv. Gemeindebrandmeister) einen Vorschlag. Wird 
bei mehr als zwei Bewerberinnen oder Bewerbern im ersten 
Abstimmungsgang nicht die für einen Vorschlag gemäß § 20 
Abs. 5 NBrandSchG erforderliche Mehrheit, nämlich die Mehr-
heit der Ortsbrandmeisterinnen oder Ortsbrandmeister und 
ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter, erreicht, so ist eine 
Stichabstimmung zwischen den beiden Bewerberinnen oder 
Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, durch-
zuführen. Wird die erforderliche Mehrheit wiederum nicht 
erreicht, können am gleichen Tage erneute Abstimmungen 
durchgeführt werden.

(5) Die Mitgliederversammlung der Ortsfeuerwehr macht für je-
des von ihrer Beteiligung abhängige und zu besetzende Amt 
(Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister und Stellv. Orts-
brandmeisterin oder Stellv. Ortsbrandmeister) einen Vor-
schlag. Wird bei mehr als zwei Bewerberinnen oder Bewerbern 
im ersten Abstimmungsgang nicht die für einen Vorschlag 
gemäß § 20 Abs. 6 NBrandSchG erforderliche Mehrheit, näm-
lich die Mehrheit der in einer Mitgliederversammlung der Orts-
feuerwehr anwesenden aktiven Mitglieder erreicht, so ist eine 
Stichabstimmung zwischen den beiden Bewerberinnen oder 
Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, durch-
zuführen. Wird die erforderliche Mehrheit wiederum nicht 
erreicht, können am gleichen Tage erneute Abstimmungen 
durchgeführt werden.

§ 10 
Angehörige der Einsatzabteilung

(1) Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohne-
rinnen und Einwohner der Samtgemeinde Aue, die das 16. Le-

bensjahr, aber noch nicht das im Nieders. Brandschutzgesetz 
vorgesehene Lebensjahr für den Eintritt in die Altersabteilung 
vollendet haben, können Angehörige der Einsatzabteilung 
der Freiwilligen Feuerwehr werden. Bei Minderjährigen ist 
die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten er-
forderlich. Angehöriger der Einsatzabteilung der Freiwilligen 
Feuerwehr kann auch werden, wer der Einsatzabteilung der 
Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde angehört und 
regelmäßig für Einsätze zur Verfügung steht (Doppelmitglied 
§ 12 Abs. 2 NBrandSchG).

(2) Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz 
zuständige Ortsfeuerwehr zu richten. Anträge von Doppelmit-
gliedern sind an die Ortsfeuerwehr zu richten, in deren Bereich 
der Wohnort der Einsatzkraft liegt. Die Teilnahme am Einsatz- 
und Übungsdienst hat bei einer Doppelmitgliedschaft Vorrang 
in der Ortsfeuerwehr des Wohnortes vor der Ortsfeuerwehr 
der weiteren Mitgliedschaft. Die Samtgemeinde Aue kann ein 
Führungszeugnis und ein ärztliches Zeugnis über den Gesund-
heitszustand der Bewerberinnen und Bewerber anfordern. Sie 
trägt die Kosten hierfür. 

(3) Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das 
Ortskommando (§ 6 Abs. 1). Die Ortsbrandmeisterin oder der 
Ortsbrandmeister hat die Samtgemeinde Aue über die Ge-
meindebrandmeisterin oder den Gemeindebrandmeister vor 
der Bekanntgabe der Entscheidung über den Aufnahmeantrag 
zu unterrichten, soweit die Samtgemeinde Aue darauf nicht 
generell verzichtet hat. 

(4) Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten 
im Dienst beschließt das Ortskommando über die Bewäh-
rung in der Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwVO). Bei der endgültigen 
Aufnahme ist folgende schriftliche Erklärung abzugeben: 
,,Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als 
Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr pünktlich und gewissen-
haft zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten.“

(5) Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich bei An-
gehörigen der Einsatzabteilung nach ihrem Wohnsitz. In Ein-
zelfällen kann das Gemeindekommando eine hiervon abwei-
chende Regelung treffen.

§ 11 
Angehörige der Altersabteilung

(1) Angehörige der Einsatzabteilung sind in die Altersabteilung 
zu übernehmen, wenn sie das im Nieders. Brandschutzgesetz 
vorgesehene Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag 
oder auf Beschluss des Ortskommandos in die Altersabtei-
lung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der Einsatz-
abteilung auf Dauer nicht mehr ausüben können.

(3) Angehörige der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veran-
staltungen Dienstkleidung tragen. 

(4) Angehörige der Altersabteilung können mit ihrem Einverständ-
nis zu Diensten außerhalb des Übungs- und Einsatzdienstes 
herangezogen werden.

§ 12 
Mitglieder der Kinder- und Jugendabteilung

(1) Ortsfeuerwehren der Samtgemeinde können Kinderabtei-
lungen (Kinderfeuerwehren) einrichten. Vorab ist die Zustim-
mung des Gemeindebrandmeisters und des Samtgemeinde-
rates einzuholen. 

(2) Ortsfeuerwehren der Samtgemeinde können Jugendabteilung 
(Jugendfeuerwehren) einrichten. Vorab ist die Zustimmung 
des Gemeindebrandmeisters und des Samtgemeinderates 
einzuholen. 

(3) Kinder aus der Samtgemeinde können nach Vollendung des 
6. aber noch nicht des 12. Lebensjahres Mitglied in der Kin-
derfeuerwehr werden, wenn die schriftliche Einwilligung der 
Erziehungsberechtigten vorliegt. 

(4) Kinder und Jugendliche aus der Samtgemeinde können nach 
Vollendung des 10. Lebensjahres Mitglied in der Jugendab-
teilung werden, wenn die schriftliche Einwilligung des Erzie-
hungsberechtigten vorliegt.

(5) Darüber hinaus können Mitglieder, die die allgemeine Jugend-
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arbeit fördern oder betreuende Aufgaben wahrnehmen, über 
die in § 19 Absatz 2 genannten Altersgrenze tätig werden.

(6) Die Leitung der Kinderabteilung erfolgt durch ein geeignetes 
Feuerwehrmitglied, das nicht gleichzeitig Jugendfeuerwehr-
wartin oder Jugendfeuerwehrwart sein soll. 

(7) Über die Aufnahme in die Kinder- oder Jugendabteilung ent-
scheidet das Ortskommando auf Vorschlag der Kinder- oder 
Jugendfeuerwehr.

§ 13 
Musikabteilung

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Musikabteilung und deren Ver-
tretung wird auf Vorschlag der Mehrheit der Mitglieder der 
Musikabteilung von der Ortsbrandmeisterin oder dem Orts-
brandmeister für die Dauer von drei Jahren bestellt. 

(2) Die Zughörigkeit zur Musikabteilung ist an besonderen Vo-
raussetzungen nicht gebunden. Die Angehörigen der Musi-
kabteilung müssen ihren Wohnsitz nicht in der Samtgemeinde 
Aue haben. Sie müssen keinen Einsatzdienst leisten, soweit 
sie nicht Mitglied der Einsatzabteilung sind.

(4) Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando 

§ 14 
Innere Organisation der Abteilungen 

Die Organisation der einzelnen Abteilungen richtet sich nach den 
jeweiligen Rechtsvorschriften des Landes und/oder den jewei-
ligen Organisationsgrundsätzen der Samtgemeinde.

§ 15 
Angehörige der Ehrenabteilung 

Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohnerinnen und Einwoh-
ner der Samtgemeinde Aue, die sich besondere Verdienste um 
den kommunalen Brandschutz und die Hilfeleistung erworben ha-
ben, können auf Vorschlag des Ortskommandos nach Anhörung 
der Samtgemeinde Aue und der Gemeindebrandmeisterin oder 
des Gemeindebrandmeisters durch die Mitgliederversammlung 
zu Ehrenmitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden. 

§ 16 
Fördernde Mitglieder 

Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; über die 
Aufnahme entscheidet das Ortskommando. 

§ 17 
Rechte und Pflichten

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflichtet, die 
ihnen übertragenen Aufgaben gewissenhaft auszuführen. 
Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Auf-
gaben der Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. 
Angehörige der Einsatzabteilung, die aus persönlichen Grün-
den vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz- und Aus-
bildungsdienst verhindert sind, können auf Antrag durch die 
Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister befristet beur-
laubt werden. Während der Dauer der Beurlaubung ruhen die 
Rechte und Pflichten als Angehöriger der Einsatzabteilung.

(2) Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen an 
dem für sie vorgesehenen Übungsdienst und sonstigen Ver-
anstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Auf-
gaben der Kinder- und Jugendfeuerwehr gegebenen Anord-
nungen zu befolgen.

(3) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleglich und 
schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher und grob fahrläs-
siger Beschädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungsge-
genständen sowie von Geräten kann die Samtgemeinde Aue 
den Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstklei-
dung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen werden.

(4) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den ge-
setzlichen Bestimmungen unfallversichert. Jedes Mitglied ist 
verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuerweh-
ren“ zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so 
ist dies unverzüglich über die Ortsfeuerwehr der Samtgemein-
de Aue zu melden. Dies gilt auch für Erkrankungen, die erkenn-

bar auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind. 
(5) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des 

Feuerwehrdienstes ein Schaden an seinem 
privaten Eigentum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 ent-
sprechend.

§ 18 
Verleihung von Dienstgraden

(1) Dienstgrade dürfen an Angehörige der Einsatzabteilung nur 
unter Beachtung der §§ 8 ff FwVO verliehen werden. 

(2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeuer-
wehr bis zum Dienstgrad „Erste Hauptfeuerwehrfrau oder 
Erster Hauptfeuerwehrmann“ vollzieht die Ortsbrandmei-
sterin oder der Ortsbrandmeister auf Beschluss des Orts-
kommandos. Die Verleihung bedarf der Zustimmung der 
Gemeindebrandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters. 
Verleihungen ab Dienstgrad „Löschmeisterin oder Löschmei-
ster“ vollzieht die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemein-
debrandmeister auf Beschluss des Ortskommandos. Die 
Verleihung eines Dienstgrades an Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger der Gemeindefeuerwehr vollzieht die Ge-
meindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister auf 
Beschluss des Gemeindekommandos.

§ 19 
Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch:
 a) Austrittserklärung
 b) Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Bekleidung 

öffentlicher Ämter verloren wurde 
 c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr
 d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthaltes 

in der Gemeinde bei Angehörigen er Einsatzabteilung
 e) Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei Doppelmitglie-

dern
 f) Ausschluss.
(2) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die 

Mitglieder der Jugendfeuerwehr über Absatz 1 hinaus 
 a) mit der Auflösung der Jugendfeuerwehr
 b) mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres möglichen 

Übernahme als Angehöriger der Einsatzabteilung, späte-
stens jedoch mit Vollendung des 18. Lebensjahres.

(3) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuer-
wehr endet für die Mitglieder der Kinderfeuer- 
wehr darüber hinaus 

 a) mit der Auflösung der Kinderfeuerwehr
 b) mit der nach Vollendung des 12. Lebensjahres möglichen 

Übernahme als Mitglied der Jugendfeuerwehr.
(4) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit einer Frist 

von einem Monat zum Vierteljahresende erfolgen; der Austritt 
ist gegenüber der Ortsfeuerwehr spätestens einen Monat vor 
dem Vierteljahresende schriftlich zu erklären.

(5) Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabtei-
lung zu entlassen, wenn sie sich in der Probezeit nicht bewäh-
ren oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. Sie können 
in eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr übernom-
men werden, wenn sie die Voraussetzungen für eine Zugehö-
rigkeit zu dieser Abteilung erfüllen.

(6) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwil-
ligen Feuerwehr ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann 
vor, wenn ein Mitglied:

 a) wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und 
Ausbildungsdienst verletzt

 b) wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht be-
folgt

 c) die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein Ver-
halten erheblich stört 

 d) das Ansehen der Feuerwehr geschädigt hat 
 e) rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem 

Jahr verurteilt worden ist 
 f) innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch 

Äußerungen oder tatsächliche Handlungen zu erkennen 
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gibt, dass er die freiheitlich demokratische Grundordnung 
nicht anerkennt.

(7) Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus der 
Freiwilligen Feuerwehr beschließt das Gemeindekomman-
do. Das Verwaltungsverfahren wird durch die Samtgemein-
de Aue geführt. Vor der Entscheidung über den Ausschluss 
aus der Freiwilligen Feuerwehr ist der oder dem Betroffenen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Ausschluss-
verfügung wird von der Samtgemeinde Aue erlassen.

(8) Angehörige der Einsatzabteilung und Mitglieder der Kin-
der- oder Jugendfeuerwehr können, wenn gegen sie ein 
Ausschlussverfahren eingeleitet wurde, von der Ortsbrand-
meisterin oder dem Ortsbrandmeister bis zur Entscheidung 
über den Ausschluss suspendiert werden.

(9) Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehörigen der 
Einsatzabteilung hat die Ortsfeuerwehr über die Gemeinde-
brandmeisterin oder den Gemeindebrandmeister der Samt-
gemeinde Aue schriftlich anzuzeigen.

(10) Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwil-
ligen Feuerwehr sind innerhalb einer Woche Dienstklei-
dung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle 
sonstigen zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Ge-
genstände bei der Ortsfeuerwehr abzugeben. Die Ortsfeuer-
wehr bestätigt dem ausscheidenden Mitglied den Empfang 
der zurückgegebenen Gegenstände und händigt ihm eine 
Bescheinigung über die Dauer der Mitgliedschaft und den 
Dienstgrad aus. 

(11) Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegen-
stände nach Absatz 10 Satz 1 von dem ausgeschiedenen 
Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückgege-
ben, kann die Samtgemeinde Aue den Ersatz des entstan-
denen Schadens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungsko-
sten verlangen.

§ 20 
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für die Freiwillige 

Feuerwehr in der Samtgemeinde Aue vom 10.10.2012 außer 
Kraft.

Wrestedt, den 14.12.2022

SAMTGEMEINDE AUE
Der Samtgemeindebürgermeister
(Michael Müller)

Satzung (Kinder- und Jugendfeuerwehrordnung) für die 
Kinder- und Jugendabteilung der Freiwilligen Feuerwehr 

Samtgemeinde Aue 

Folgende Kurzbezeichnungen bzw. Abkürzungen stehen innerhalb 
dieser Jugendordnung und haben Gültigkeit sowohl für die männ-
liche wie auch die weibliche Person 
JFM - Jugendfeuerwehrmitglied 
JL -für Jugendleiter oder Jugendleiterin 
JFW - für Jugendfeuerwehrwart oder Jugendfeuerwehrwartin
stv. JFW -für stv. Jugendfeuerwehrwart oder stv. Jugendfeuer-
wehrwartin
KFM - Kinderfeuerwehrmitglied 
KFW - für Kinderfeuerwehrwart oder Kinderfeuerwehrwartin 
stv. KFW - für stv. Kinderfeuerwehrwart oder stv. Kinderfeuerwehr-
wartin 
GJFW -für Gemeinde-Jugendfeuerwehrwart oder Gemeinde-Ju-
gendfeuerwehrwartin
stv. GJFW-für stv. Gemeinde-Jugendfeuerwehrwart oder stv. Ge-
meinde-Jugendfeuerwehrwartin
KJFW - für Kreis-Jugendfeuerwehrwart oder Kreis- Jugendfeuer-
wehrwartin 
OrtsBM - für Ortsbrandmeister oder Ortsbrandmeisterin 
GBM - für Gemeindebrandmeister oder Gemeindebrandmeisterin

§ 1 Organisation
1.1. Die Kinder- und Jugendfeuerwehr ist Bestandteil der Freiwil-

ligen Feuerwehr der Samtgemeinde Aue und untersteht in 
feuerwehrtechnischen Belangen der fachlichen Aufsicht des 
GBM, der oder die sich dazu des oder der GJFW - im Verhin-
derungsfalle des oder der stv. GJFW - bedient. Der oder die 
GJFW, im Verhinderungsfalle der oder die stv. GJFW ist Mit-
glied des Gemeindekommandos.

1.2. Die Jugendfeuerwehr der Freiwilligen Feuerwehren der Samt-
gemeinde Aue setzt sich (soweit gebildet} aus den Jugend-
feuerwehren der Ortsfeuerwehren Bodenteich, Bollensen, 
Drohe, Emern, Kahlstorf, Kattien, Langenbrügge, Lehmke, Lü-
der, Nettelkamp, Niendorf II, Nienwohlde-Kallenbrock, Ostedt, 
Reinstorf, Stadensen, Schafwedel, Stederdorf, Wieren und 
Wrestedt,  sowie (soweit gebildet} den Kinderfeuerwehren 
der Ortsfeuerwehren Bodenteich, Bollensen, Drohe, Emern, 
Kahlstorf, Kattien, Langenbrügge, Lehmke, Lüder, Nettelkamp, 
Niendorf II, Nienwohlde-Kallenbrock, Ostedt, Reinstorf, Sta-
densen, Schafwedel, Stederdorf, Wieren und Wrestedt. Die 
Kinderfeuerwehr und die Jugendfeuerwehr der Ortsfeuerwehr 
sind Abteilungen der Ortsfeuerwehr.

1.3. In feuerwehrtechnischen Belangen unterstehen sie der fach-
lichen Aufsicht des oder der OrtsBM, der sich dazu in den 
Jugendfeuerwehren des oder der JFW - im Verhinderungsfall 
des oder der stv. JFW - und in den Kinderfeuerwehren des 
oder der KFW - im Verhinderungsfall des oder der stv. KFW - 
bedient. Der oder die JFW und der oder die KFW sind Mitglied 
des jeweiligen Ortskommandos.

§ 2 Aufgaben und Ziele
2.1 Die Einführung in die dem Gemeinwohl und dem Dienst am 

Nächsten gewidmete Aufgabe der Freiwilligen Feuerwehr und 
die Vorbereitung auf die Aufgaben eines aktiven Mitgliedes 
der Freiwilligen Feuerwehr.

2.2 Die Erziehung der Jugendlichen zur praktischen Nächstenhil-
fe

2.3 Die theoretische und praktische Ausbildung für den Brand-
schutz und Hilfeleistung unter Berücksichtigung der körper-
lichen und geistigen Leistungsfähigkeit des oder der einzel-
nen Jugendlichen.

2.4 Eine feuerwehrtechnische Ausbildung von Angehörigen der 
Kinderfeuerwehr findet nicht statt . Die Kinder sind - unter be-
sonderer Berücksichtigung ihres körperlichen und geistigen 
Entwicklungsstandes und ihrer Leistungsfähigkeit - spiele-
risch und sportlich zu beschäftigen. Die Brandschutzerzie-
hung soll gefördert werden. Sollte es zu Änderung per Rund-
erlass oder dergleichen kommen, tritt dieser automatisch in 
Kraft.

2.5 Die Pflege und Förderung des Gemeinschaftslebens unter 
den Kindern und Jugendlichen, insbesondere Erziehung zur 
Hilfsbereitschaft, demokratischem Bewusstsein, Beteiligung 
an demokratischen Prozessen, Friedensbereitschaft, Gesund-
heitserziehung, Bereitschaft zum Engagement für Natur- und 
Umweltschutz.

2.6 Die Gestaltung der Jugendarbeit in jugendpflegerischer, kultu-
reller und sportlicher Hinsicht auf nationaler und internationa-
ler Ebene. 

2.7 Die Jugendfeuerwehr gestaltet ihre Arbeit nach den Grundsät-
zen für Anerkennung der Förderungswürdigkeit von Jugend-
gemeinschaften in der je gültigen Fassung (vergl. RdErl. des 
MK vom 5.4.1965 Nds. MBI. S.464 - Gültl 208/62) sowie den 
Richtlinien für die öffentliche Anerkennung von Trägern der 
Jugendarbeit (vergl. RdErl. vom 1.2.1989 Nds. MBI. S.188 - 
Gültl 208/105) und der Förderung von anerkannten Trägern 
der Jugendarbeit (vergl. Nds. GVBL. Nr. 34/1981). Im Sinne 
des Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhil-
ferechts (Kinder-und Jugendhilfegesetzes - KJHG), des Ge-
setzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
(AGKJHG), des Jugendförderungsgesetzes (JFG) und des 
Bildungsprogramms der Deutschen Jugendfeuerwehr.

§ 3 Mitgliedschaft
3.1 Das Mitgliedsalter in der Jugendfeuerwehr richtet sich nach 
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dem jeweiligen gültigen Nds. Brandschutzgesetz. Für die 
Aufnahme in die Jugendfeuerwehr ist die schriftliche Einwil-
ligung eines Erziehungsberechtigten erforderlich. Über die 
Aufnahme entscheidet der Jugendfeuerwehrausschuss im 
Einvernehmen mit dem Ortskommando. Die Satzung der Frei-
willigen Feuerwehr ist zu beachten.

3.2 Die Mitglieder der Jugendfeuerwehr müssen einen von der 
Samtgemeinde Aue ausgestellten und gesiegelten Mit-
gliedsausweis der Deutschen Jugendfeuerwehr haben. 

3.3 Die Mitgliedschaft endet außer durch den Tod durch
 3.3.1  Austritt (schriftlich mit Unterschrift eines Erziehungsbe-

rechtigten, soweit die/der Jugendliche noch nicht voll-
jährig ist).

 3.3.2 Wohnsitzwechsel (Wohnsitz ist die Samtgemeinde Aue)
 3.3.3  Ausschluss (durch das Ortskommando im Einverneh-

men mit dem Jugendfeuerwehrausschuss); dieses ist 
den Erziehungsberechtigten schriftlich mitzuteilen, vor-
her ist mit dem Mitglied ein Gespräch zu führen.

 3.3.4 Auflösung der Jugendfeuerwehr
 3.3.5  Wenn das Alter wie im Nds. Brandschutzgesetz vorge-

schrieben erreicht wird und eine Übernahme als aktives 
Mitglied in der Freiwilligen Feuerwehr nicht erfolgt. Die 
Übernahme sollte auf der Mitgliederversammlung er-
folgen.

 3.3.6  Übernahme als Mitglied der Einsatzabteilung, wenn 
das Mindestalter wie im Nds. Brandschutzgesetz vor-
geschrieben erreicht wurde. Die Übernahme bedarf der 
Zustimmung durch das Ortskommando und kann nur 
in Absprache mit dem oder der betroffene/n Jugend-
lichen/in und schriftlichen Zustimmung eines Erzie-
hungsberechtigten erfolgen. Nach der Übernahme ist es 
jedoch auch möglich, neben der Tätigkeit in der aktiven 
Abteilung zusätzlich noch in der JF mitzuwirken.

3.4 Das Mitgliedsalter in der Kinderfeuerwehr richtet sich nach 
dem jeweiligen gültigen Nds. Brandschutzgesetzt. Für die 
Aufnahme in die Kinderfeuerwehr ist die schriftliche Einwil-
ligung eines Erziehungsberechtigten erforderlich. Über die 
Aufnahme entscheidet der oder die KFW im Einvernehmen 
mit dem Ortskommando. Die Satzung der Freiwilligen Feuer-
wehr ist zu beachten.

3.5 Die Mitgliedschaft endet außer durch den Tod durch 
 3.5.1  Austritt (schriftlich mit Unterschrift eines Erziehungs-

berechtigten).
 3.5.2 Wohnsitzwechsel (Wohnsitz ist die Samtgemeinde 

Aue)
 3.5.3  Ausschluss durch das Ortskommando, dieses ist einem 

Erziehungsberechtigten schriftlich mitzuteilen; vorher 
ist mit dem Mitglied und mind. einem Erziehungsbe-
rechtigten ein Gespräch zu führen.

 3.5.4 Auflösung der Kinderfeuerwehr
 3.5.5  Außerdem, wenn das Alter wie im Nds. Brandschutzge-

setz vorgeschrieben erreicht wird und eine Übernahme 
als Mitglied in der Jugendfeuerwehr nicht erfolgt.

 3.5.6  Übernahme als Mitglied der Jugendabteilung, wenn 
das Mindestalter wie im Nds. Brandschutzgesetz vor-
geschrieben erreicht wurde. Diese Übernahme erfolgt 
durch das Ortskommando und kann nur in Absprache 
mit der/dem betroffenen Jugendliche/n und schrift-
lichen Zustimmung seiner Erziehungsberechtigten 
erfolgen. Nach der Übernahme ist es jedoch auch 
möglich, neben der Tätigkeit in der Jugendabteilung zu-
sätzlich noch in der KF mitzuwirken.

§ 4 Rechte und Pflichten
4.1 Jedes Jugendfeuerwehr-Mitglied hat das Recht
 4.1.1 bei der Gestaltung der Jugendarbeit aktiv mitzuwirken
 4.1.2 in eigener Sache gehört zu werden
 4.1.3 die Organe zu wählen.
4.2 Jedes JF-Mitglied übernimmt freiwillig die Verpflichtung
 4.2.1  an Dienststunden und Gruppenveranstaltungen regel-

mäßig, pünktlich und aktiv teilzunehmen
 4.2.2  die im Rahmen dieser Jugendordnung gegebenen An-

ordnungen zu befolgen

 4.2.3  die Kameradschaft innerhalb der Jugendfeuerwehr zu 
pflegen und zu fördern.

§ 5 Organe
5.1 Organe der Gemeinde-Jugendfeuerwehr sind
 5.1.1 der Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss
 5.1.2 der oder die GJFW
5.2 Organe der Jugendfeuerwehr sind
 5.2.1 die Mitgliederversammlung
 5.2.2 der Jugendfeuerwehrausschuss
 5.2.3 der oder die JFW
5.3 Organe der Kinderfeuerwehr sind
 5.3.1 der oder die KFW

§ 6 Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss

6.1 Der Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss setzt sich zusam-
men aus

 6.1.1 dem oder der GJFW und
 6.1.2 dem oder der stv. GJFW
 6.1.3 den oder die JFW
 6.1.4 den oder die stv. JFW
 6.1.5 den oder die KFW
 6.1.6 den oder die stv. KFW
 6.1.7 dem Schriftwart oder der Schriftwartin
 6.1.8 dem oder der GBM mit beratender Stimme.
 6.1.9  bei Bedarf kann der Gemeinde-Jugendfeuerwehraus-

schuss Fachbereiche einrichten
6.2 Der Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss hat folgende Auf-

gaben
 6.2.1  Koordinierung der Arbeit der Kinder- und Jugendfeuer-

wehren im Samtgemeindebereich
 6.2.2  Zusammenarbeit mit anderen Jugendvereinigungen im 

Samtgemeindebereich
 6.2.3 Erledigung der laufenden Verwaltungsarbeiten
 6.2.4  Vorbereitung und Durchführung der gemeinsamen Ver-

anstaltungen

§ 7 Gemeinde-Jugendfeuerwehrwart/ 
Gemeinde-Jugendfeuerwehrwartin

7.1 Der oder die GJFW und der oder die stv. GJFW müssen aktive 
Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde sein, 
sie müssen die Befähigung zum oder zur JL und zum Grup-
penführer oder zur Gruppenführerin, den Einstiegslehrgang 
und Sonderlehrgang für Führungskräfte der Jugendfeuerwehr 
an der Landesfeuerwehrschule besucht haben. Der Erwerb 
zur Befähigung zum Gruppenführer sowie der erfolgreich be-
suchte Sonderlehrgang für Führungskräfte der Jugendfeuer-
wehr soll innerhalb eines Jahres nach Bestellung zum oder 
zur JFW erfolgen.

7.2 Der oder die GJFW und der oder die stv. GJFW werden vom 
Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss gewählt und von dem 
oder der GtBM nach Anhörung des Gemeindekommandos für 
die Dauer von drei Jahren bestellt.

7.3 Der oder die GJFW, im Verhinderungsfalle der oder die stv. 
GJFW leitet die Kinder- und Jugendfeuerwehr der Samt-
gemeinde Aue nach Maßgabe dieser Jugendordnung, den 
Richtlinien des Niedersächsischen Ministers des Innern 
(MI}, der Deutschen Jugendfeuerwehr, des Landesfeuer-
wehrverbandes Niedersachsen e.V. sowie den Richtlinien 
und Angeboten für die Arbeit in den Niedersächsischen 
Kinder- und Jugendfeuerwehren.

7.4 Der oder die GJFW, im Verhinderungsfall der oder die stv. 
GJFW haben folgende Aufgaben

 7.4.1 Erledigung der laufenden Verwaltungsarbeiten
 7.4.2  Einberufung und Leitung der Sitzungen des Stadt-Ju-

gendfeuerwehrausschusses
 7.4.3  Vertretung der Kinder- und Jugendfeuerwehr nach innen 

und außen
 7.4.4 Mitarbeit in der Kreis-Jugendfeuerwehr
7.5 Der oder die GJFW und seine oder ihre stv. GJFW können für 

die Dauer der Wahrnehmung dieser Funktion ein Funktionsab-
zeichen tragen. Vgl. Richtlinie vom 04.12.87.
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§ 8 Mitgliederversammlung der Jugendfeuerwehr

8.1 Die Mitgliederversammlung muss mindestens einmal jährlich 
von dem oder der JFW im Einvernehmen mit dem oder der 
OrtsBM mit 14 Tagen Frist unter Bekanntgabe der Tagesord-
nung einberufen werden. Der oder die GJFW ist einzuladen. 
Die Mitgliederversammlung wird von dem oder der JFW gelei-
tet.

8.2 Die Mitgliederversammlung ist öffentlich. Die Teilnahme der 
Eltern bzw. Erziehungsberechtigten sowie weiterer Gäste ist 
erwünscht und wird angestrebt.

8.3 Beschlussfähig ist die Mitgliederversammlung mit der Mehr-
heit der Stimmberechtigten anwesenden Mitglieder. Jedes 
Mitglied hat eine Stimme, Stimmübertragung ist unzulässig.

8.4 Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 
Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

8.5 Der oder die JFW sowie der oder die stv. JFW haben je eine 
Stimme, der oder die GJFW hat beratende Stimme.

8.6 Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben
 8.6.1  Wahl des oder der JFW und des oder der stv. JFW (Vor-

schlag zur Bestellung durch den oder die OrtsBM), der 
Mitglieder des Jugendfeuerwehrausschusses. Wahlen 
können auf Anforderung schriftlich stattfinden.

 8.6.2 Wahl der Delegierten zu übergeordneten Organen
 8.6.3 Genehmigung des Jahresberichts
 8.6.4  Entlastung des Jugendfeuerwehrausschusses; Einzel-

entlastung ist auf Antrag möglich
 8.6.5 Festsetzung etwaiger Mitgliedsbeiträge
 8.6.6 Verabschiedung des Dienstplanes
 8.6.7  Beratung und Beschlussfassung über eingebrachte An-

träge

§ 9 Jugendfeuerwehrausschuss
9.1 Der Jugendfeuerwehrausschuss wird von der Mitgliederver-

sammlung jeweils auf die Dauer von einem Jahr gewählt (au-
ßer dem oder der JFW und dem oder der stv. JFW, die auf 
die Dauer von drei Jahren gewählt werden). Der Jugendfeu-
erwehrausschuss wird von dem oder der JFW nach Bedarf, 
mindestens aber viermal im Jahr einberufen. 

9.2 Die Arbeit der Jugendfeuerwehr wird durch den Jugendfeuer-
wehrausschuss koordiniert. Er setzt sich zusammen aus

 9.2.1 dem oder der JFW
 9.2.2 dem oder der stv. JFW
 9.2.3 dem Jugendsprecher oder der Jugendsprecherin
 9.2.4 dem Schriftwart oder der Schriftwartin
 9.2.5 dem oder der GJFW mit beratender Stimme
9.3 Der Jugendfeuerwehrausschuss hat folgende Aufgaben
 9.3.1  Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversamm-

lung
 9.3.2  Aufstellung des Dienstplanes im Einvernehmen mit dem 

oder der OrtsBM
 9.3.3  Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von Mit-

gliedern im Einvernehmen mit dem Ortskommando
 9.3.4 Aufstellung des Jahresberichts
9.4 Aufgabe des Jugendsprechers oder der Jugendsprecherin ist 

es, die Belange der Jugendfeuerwehr gegenüber dem oder der 
JFW und ggf. dem oder der OrtsBM zu vertreten.

§ 10 Jugendfeuerwehrwart/Jugendfeuerwehrwartin
10.1 Der oder die JFW und der oder die stv. JFW müssen aktives 

Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Aue 
und mindestens 18 Jahre alt sein. Sie müssen die Befähigung 
zum oder zur JL und zum Gruppenführer oder zur Gruppenfüh-
rerin, den Einstiegslehrgang und sollten den Sonderlehrgang 
für Führungskräfte der Jugendfeuerwehr an der Landesfeuer-
wehrschule besucht haben. Der Erwerb zur Befähigung zum 
Gruppenführer sowie der erfolgreich besuchte Sonderlehr-
gang für Führungskräfte der Jugendfeuerwehr soll innerhalb 
eines Jahres nach Bestellung zum oder zur JFW erfolgen.

10.2 Der oder die JFW, im Verhinderungsfalle der oder die stv. JFW 
leitet die Jugendfeuerwehr der Samtgemeinde Aue nach Maß-
gabe dieser Jugendordnung und der Beschlüsse der Organe, 
den Richtlinien des Niedersächsischen Ministers des Innern 
(MI), der Deutschen Jugendfeuerwehr, des Landesfeuerwehr-

verbandes Niedersachsen e.V. sowie den Richtlinien und An-
geboten für die Arbeit in den Niedersächsischen Kinder- und 
Jugendfeuerwehren. Sie werden von dem oder der OrtsBM 
auf Vorschlag der Mitgliederversammlung der Jugendfeuer-
wehr nach Anhörung der Mitgliederversammlung der Ortsfeu-
erwehr für die Dauer von drei Jahren bestellt. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gilt die Bestellung als vorläufig ausgesprochen.

10.3 Der oder die JFW, im Verhinderungsfall der oder die stv. JFW 
haben folgende Aufgaben

 10.3.1 Leitung der Jugendfeuerwehr
 10.3.2 Erledigung der laufenden Verwaltungsarbeiten
 10.3.3  Vorbereitung und Leitung der Mitgliederversamm-

lungen 
 10.3.4  Zusammenarbeit mit dem Jugendfeuerwehraus-

schuss
 10.3.5  Zusammenarbeit mit dem oder der OrtsBM und dem 

Ortskommando
 10.3.6 Erledigung bzw. Überwachung des Schriftverkehrs 
 10.3.7 Mitarbeit im Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss 
 10.3.8  Mitarbeit und Teilnahme bei Samtgemeinde- und 

Kreisveranstaltungen
10.4 Der oder die JFW und seine oder ihre stv. JFW können für die 

Dauer der Wahrnehmung dieser Funktion ein Funktionsabzei-
chen tragen. Vgl. Richtlinie vom 04.12.87.

§ 11 Schriftgut
11.1 Die Führung eines Mitgliederverzeichnisses und eines Dienst-

buches sowie die Erledigung sonstiger schriftlicher Arbeiten 
ist Aufgabe des oder der JFW, die sich hierzu des Schriftwar-
tes oder der Schriftwartin bedienen können.

11.2 Das Mitgliederverzeichnis muss außer den Personalangaben 
der Mitglieder das Eintrittsdatum in die Jugendfeuerwehr und 
das Datum der Übernahme in die Freiwillige Feuerwehr bzw. 
des Ausscheidens aus der Jugendfeuerwehr enthalten und ist 
fortlaufend zu führen.

§ 12 Stärke, Bekleidung, Ausrüstung
12.1 Die personelle Stärke der Jugendfeuerwehr sollte mindestens 

12 Mitglieder betragen, zumindest aber Gruppenstärke haben. 
Unterschreiten der Gruppenstärke führt nicht zur Auflösung 
der Jugendfeuerwehr.

12.2 Die Mitglieder der Jugendfeuerwehr erhalten für die Ausbil-
dung und den Übungsdienst entsprechend der Verordnung 
über die Dienstkleidung, die Dienstgradabzeichen und die per-
sönliche Ausrüstung der Mitglieder der Freiwilligen Feuerweh-
ren im lande Niedersachsen vom 21. September 1993 (Nds. 
GVBI. S. 369) Anlage 4, in der jeweils gültigen Fassung, sowie 
der Bekleidungsrichtlinien der Deutschen Jugendfeuerwehr, 
die Bekleidung und Ausrüstung gestellt. Beim Ausscheiden 
aus der Jugendfeuerwehr sind die erhaltenen Bekleidungs- 
und Ausrüstungsstücke an die Jugendfeuerwehr zurückzuge-
ben.

§ 13 Kinderfeuerwehrwart/Kinderfeuerwehrwartin
13.1 Der oder die KFW und der oder die stv. KFW müssen Mit-

glied der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Aue und 
mindestens 18 Jahre alt sein, sie müssen kein Mitglied der 
Einsatzabteilung sein. Die Teilnahme am Lehrgang „Grundla-
gen in der Kinderfeuerwehr“ soll innerhalb eines Jahres nach 
Bestellung zur oder zum KFW und zur oder zum stv. KFW er-
folgen.

13.2 Der oder die KFW, im Verhinderungsfalle der oder die stv. 
KFW leitet die Kinderfeuerwehr der Samtgemeinde Aue nach 
Maßgabe dieser Jugendordnung und der Beschlüsse der Or-
gane, den Richtlinien des Niedersächsischen Ministers des 
Innern (MI), der Deutschen Jugendfeuerwehr, des Landes-
feuerwehrverbandes Niedersachsen e.V. sowie den Richtli-
nien und Angeboten für die Arbeit in den Niedersächsischen 
Kinder- und Jugendfeuerwehren. Sie werden von dem oder 
der OrtsBM nach Anhörung der Mitgliederversammlung der 
Ortsfeuerwehr für die Dauer von drei Jahren bestellt. Bis zu 
diesem Zeitpunkt gilt die Bestellung als vorläufig ausgespro-
chen.
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13.3 Der oder die KFW, im Verhinderungsfall der oder die stv. JFW 
haben folgende Aufgaben

 13.3.1 Leitung der Kinderfeuerwehr
 13.3.2 Erledigung der laufenden Verwaltungsarbeiten
 13.3.3 Zusammenarbeit mit dem oder der OrtsBM und dem 

Ortskommando 
 13.3.4 Erledigung bzw. Überwachung des Schriftverkehrs
 13.3.5 Mitarbeit im Gemeinde-Jugendfeuerwehrausschuss
 13.3.6 Mitarbeit und Teilnahme bei Gemeinde- und Kreisver-

anstaltungen

§ 14 Schriftgut
14.1 Die Führung eines Mitgliederverzeichnisses und eines Dienst-

buches sowie die Erledigung sonstiger schriftlicher Arbeiten 
ist Aufgabe des oder der KFW, die sich hierzu des Schriftwar-
tes oder der Schriftwartin bedienen können.

14.2 Das Mitgliederverzeichnis muss außer den Personalangaben 
der Mitglieder das Eintrittsdatum in die Kinderfeuerwehr und 
das Datum der Übernahme in die Jugendfeuerwehr bzw. des 
Ausscheidens aus der Kinderfeuerwehr enthalten und ist fort-
laufend zu führen.

§ 15 Bekleidung, Ausrüstung
15.1 Eine einheitliche Oberbekleidung (z. B. T-Shirt) wird begrüßt. 

Eine Bekleidungsordnung besteht nicht, die Dienstkleidung 
der Mitglieder der Jugendfeuerwehr/der Freiwilligen Feuer-
wehr darf nicht getragen werden.

§ 16 Soziale Sicherung
16.1 Die Mitglieder der Kinder- und Jugendfeuerwehr sind gegen 

Unfälle im Dienst über die Stadt bei der Feuerwehrunfallkasse 
Niedersachsen versichert. 

16.2 Eine feuerwehrtechnische Anleitung von Mitgliedern der Kin-
derfeuerwehr findet unter besonderer Berücksichtigung ihres 
körperlichen und geistigen Entwicklungsstandes auf spiele-
rische und sportliche Art und Weise statt. Die Brandschutzer-
ziehung soll gefördert werden. Auf die Einhaltung der Unfall-
verhütungsvorschriften ist zu achten.

16.3 Sachschäden, die im Dienst der Kinder- und Jugendfeuerwehr 
entstehen, werden nach den gleichen Grundsätzen gedeckt 
wie im aktiven Feuerwehrdienst.

§ 17 Schlussbestimmung
Diese Jugendordnung wurde am 14.12.2022 vom Rat der Samtge-
meinde Aue als Anlage zur Satzung der Freiwilligen Feuerwehren der 
Samtgemeinde Aue beschlossen und tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Grundsätze über die Organisation der Jugend-
feuer-wehr in den Ortsfeuerwehren der Freiwilligen Feuerwehr der 
Samtgemeinde Aue und die Grundsätze über die Organisation der 
Kinderfeuerwehr in den Ortsfeuerwehren der Freiwilligen Feuerwehr 
der Samtgemeinde Aue zum 31.12.2022 außer Kraft.

Satzung für den Wirtschaftsplan 2023  
Samtgemeinde Aue  

Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung

Der Rat der Samtgemeinde Aue hat in der Sitzung am 14.12.2022 
den Wirtschaftsplan 2023 für den Eigenbetrieb Abwasserbeseiti-
gung beschlossen.
In der Haushaltssatzung 2023 wurden folgende Beträge festge-
setzt:

§ 1
Der Wirtschaftsplan 2023 wird
im Erfolgsplan mit den jeweiligen Gesamtbeträgen
der Einnahmen auf 2.539.500,00 €
der Ausgaben 2.626.600,00 €
und im Vermögensplan mit den jeweiligen Gesamtbeträgen
der Einnahmen auf 2.787.000,00 €
der Ausgaben auf 2.827.000,00 €
festgesetzt. Eine Differenz wird den liquiden Mitteln bzw. kurzfri-
stigen Liquiditätskrediten zugeführt.

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen 2023 für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 1.795.000,00 € festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
790.000 € festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2023 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 € festgesetzt.

Wrestedt, 14.12.2022

Samtgemeindebürgermeister
gez. Müller

Wirtschaftsplan 2023 und Satzung für den Wirtschafts-
plan 2023 des Eigenbetriebs Abwasserbeseitigung  

der Samtgemeinde Aue

Der vorstehende Wirtschaftsplan 2023 nebst der dazugehörigen 
Satzung sind vom Landkreis Uelzen unter dem Aktenzeichen 20-
006/408/(2022) am 01.02.2023 zur Kenntnisgenommen worden 
und es wurde zu den genehmigungspflichtigen Teilen hinsichtlich 
der in den § 2 und § 4 vorgesehenen Kreditaufnahmen sowie unter 
§ 3 genannte Verpflichtungsermächtigung die kommunalaufsicht-
liche Genehmigung erteilt.
Der Wirtschaftsplan 2023 nebst der dazugehörigen Satzung lie-
gen gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetztes (NKomVG) in der zz. geltenden Fassung vom 
Tage der Bekanntmachung an für die Zeit von sieben Arbeitstagen 
im Rathaus der Samtgemeinde Aue, Langdoren 4, 29559 Wrestedt 
während der Dienststunden zur Einsicht aus.

Wrestedt, 13.02.2023

Betriebsleiterin
Johanna Rößler

HAUSHALTSSATZUNG 
der Gemeinde Bienenbüttel für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund der §§ 58 und 112 ff. der Niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NkomVG) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Bienenbüttel in der Sitzung am 
08.12.2022 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird
1. im Ergebnishaushalt 2023
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
 1.1 der ordentlichen Erträge auf 10.247.400 Euro
 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 13.669.800 Euro
 1.3 der außerordentlichen Erträge auf 936.300 Euro
 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 438.200 Euro
2. im Finanzhaushalt
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
 2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 9.630.700 Euro
 2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

 12.730.800 Euro
 2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 5.784.600 Euro
 2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 9.018.000 Euro
 2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit
 3.202.300 Euro
 2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit
 701.400 Euro
festgesetzt.
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§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermäch-
tigung) wird auf 3.202.300 Euro festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 
4.000.000 Euro festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2023 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.600.000 Euro festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 
2023 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer 2023
 1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grund-

steuer A) 440 v.H.
 1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 440 v.H.
2. Gewerbesteuer 360 v.H.

§ 6
Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen nach § 117 NKomVG zuzu-
stimmen, gelten Aufwendungen und Auszahlungen bis zu einer 
Höhe von 12.000 Euro als unerheblich.
Die Wertgrenze für unerhebliche Auszahlungen für Investitions- 
oder Finanzierungstätigkeit für Ansätze nach § 19 Abs. 4 Satz 1 
KomHKVO wird auf 5.000 Euro festgelegt und ist je Maßnahme 
vom HVB zu genehmigen.

Bienenbüttel, den 08.12.2022

GEMEINDE BIENENBÜTTEL
(Dr. Franke)
Bürgermeister

Verkündigung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die nach § 120 Abs. 2 und nach § 122 Abs. 2 NKomVG erforder-
liche Genehmigung ist durch den Landkreis Uelzen am 03.02.2022 
unter dem Aktenzeichen 20-006/04 (2023) erteilt worden.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG in 
der zur Zeit geltenden Fassung vomTage der Bekanntmachung 
an während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öffentlichen Einsicht 
im Rathaus in Bienenbüttel während der Dienststunden öffentlich 
aus.

Bienenbüttel, den 16. Februar 2023

GEMEINDE BIENENBÜTTEL
Der Bürgermeister
Dr. Franke
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